
«Die Mitglieder des Landtages stim-
men einzig nach ihrem Eid und ih-
rer Überzeugung (Art. 57LV) und 
geloben «das Wohl des Vaterlandes 
ohne Nebenrücksichten nach bes-
tem Wissen und Gewissen zu för-
dern» (Art. 54 LV).

Diese Verfassungsbestimmung gilt 
nicht nur für Landtagsabgeordnete, 
sie ist gemäss Statuten der Unab-
hängigen deren massgebender Leit-
satz. Der Leitsatz umschreibt, wie 
wir denken und handeln, nicht was 
wir tun wollen.

Wir sind uns einig über die Art und 
Weise, wie die anstehenden Aufga-
ben anzupacken sind, nämlich:

•  pragmatisch anstatt mit parteilichen 
 oder privaten «Nebenrücksichten»,

•  zielstrebig und geradlinig anstatt 
 mit parteipolitischen Winkelzügen  
 und Hakenschlägen,

•  vom gesunden Menschenverstand  
 anstatt politischer Korrektheit gelei- 
 tet,

•  mit dem Wohl der Allgemeinheit fest 
 im Auge anstatt auf Partikularinter- 
 essen schielend,

• zupackend anstatt zaudernd.

Wie unser Name «du - die Unab-
hängigen» sagt, sind wir keine Ein-
heitspartei, sondern eine Gruppe 
von selbständig denkenden und 
handelnden Personen, die sich zu-
sammengefunden haben, weil wir 
ähnliche Ansichten haben, was die 
wesentlichen Staatsaufgaben be-
trifft.

In der Nachwahlbefragung des 
Liechtenstein-Instituts nach den 
letzten Landtagswahlen 2017 wur-
de unser «Wahlprogramm» bzw. die 
«Positionen», wie wir es nennen, als 
die beste der politischen Parteien 
Liechtensteins gelobt. Die Unab-
hängigen bleiben auch für die kom-
mende Legislaturperiode ihrer Linie 
treu und ändern ihre Positionen 
nicht! In folgenden Bereichen wer-
den wir uns besonders engagieren:

Landespolitik
Wir leben in einer freiheitlichen, 
direkten Demokratie. Politisch 
bedeutet dies für uns, dass wir 
Liechtensteinerinnen und Liech-
tensteiner möglichst «direkt» unser 
Zusammenleben organisieren und 
gestalten können. Es ist selbstver-
ständlich, dass sich das Volk ver-

Unsere Positionen.
treten lässt, es soll unseres Erach-
tens aber wann immer nötig oder 
gewünscht direkt, also via Abstim-
mung, selber entscheiden. Wir hal-
ten es für grundfalsch, Landesan-
gehörige, die Unterschriften für ein 
Referendum sammeln, als Neinsager 
abzustempekn. 
Dementsprechend werden wir wie 
auch in den letzten vier Jahren den 
sogenannten «Regierungsparteien» 
und ihren Mitläufern auf die Finger 
schauen und ihre Entscheidungen, 
insbesondere Finanzbeschlüsse und 
Verpflichtungskredite, über welche 
sich die Grossparteien immer schön 
einig sind, hinterfragen und dem 
Volk das letzte Wort erteilen.
Der Verpflichtungskredit von CHF 
65.5 Millionen zum Neubau Lan-
desspital wurde trotz unserer Op-
position angenommen, nachdem 
wir dem Volk die Möglichkeit für 
einen demokratischen Entscheid 
geschaffen hatten. Gegen die Ver-
pflichtungskredite betreffend «Tour 
de Ski» und «S-Bahn» ergriffen wir 
das Referendum und waren erfolg-
reich. Für uns ist es äusserst wichtig, 
die direkt demokratischen Mittel 
unserer Verfassung zu nutzen und 
das Volk Liechtensteins bei wichti-
gen Entscheidungen mitwirken zu 
lassen. 
Was die Wirtschaft betrifft, ste-
hen wir für eine freiheitliche Wirt-
schaftsordnung und sind bestrebt, 
die überbordende Regulierungs-
dichte einzudämmen. Die private 
Wirtschaftsfreiheit soll beispielswei-
se nicht einfach automatisch durch 
die Übernahme von Regelungswer-
ken von aussen vermindert werden, 
sondern darf nur bei Bestehen eines 
überwiegenden öffentlichen Inter-
esses eingeschränkt werden.
Gesellschaftlich bzw. gesellschafts-
politisch bedeutet in einer freiheit-
lichen Demokratie zu leben für uns, 
dass das Individuum grundsätzlich 
frei ist in seiner Lebensgestaltung. 
Der Staat soll nicht einmal lenkend 
eingreifen (z.B. sollen Paare, die sich 
für die Eheschliessung entscheiden, 
steuerlich weder begünstigt noch 
benachteiligt werden.)

Aussenbeziehungen
Liechtenstein überschätzt sich auf 
dem Parket der Weltpolitik. Egal wie 
gut wir mitspielen, wir spielen im 
bestenfalls eineStatistenrolle. Das 
ist auch normal. Wir sind ein kleines 
Land. Nicht normal ist, dass immer 
wieder argumentiert wird, Liech-
tenstein könne «vorbildlich» agie-
ren oder könne Vorbild sein. Das ist 
grössenwahnsinnig, denn ein Land 
von Liechtensteins Grösse kann 

schlechterdings nicht Vorbild sein 
für ein Land wie, sagen wir mal In-
dien. 
Die Unabhängigen möchten die 
Aussenpolitik vollumfänglich hin-
terfragen. Wo brauchen wir wirklich 
eine Botschaft bzw. eine diploma-
tische Vertretung? Auch in Strass-
burg? 
Liechtenstein sollte die Beziehun-
gen zu seinen unmittelbaren Nach-
barn, insbesondere zur Schweiz, 
besser pflegen. Im Kampf gegen die 
Corona-Pandemie konnten wir wie-
der einmal deutlich sehen, wie sehr 
wir uns auf unseren Zollvertrags-
partner verlassen können.
Die Vorgänge rund um die «S-Bahn» 
haben gezeigt, dass auch unsere Be-
ziehungen zu Österreich verbessert 
werden müssen. Und wann hat un-
sere Regierung sich mal in Sachen 
Corona-Pandemie mit den Kollegen 
in Wien und Bern unterhalten? Un-
serer Regierung fehlte in den letzten 
Jahren der gute Draht zu den Nach-
barn.

Wirtschaft
Wir sind stolz darauf, dass in unse-
rem Team so viele Wirtschaftsver-
treter (Unternehmer, selbständig 
Erwerbende) für den Landtag kan-
didieren.
Wir sind uns einig, dass der Wirt-
schaft am besten gedient ist, wenn 
es gelingt, Bürokratie und Überregu-
lierung abzubauen.

Die Corona-Krise hat gezeigt, dass 
grenzüberschreitend home-office- 
Lösungen gefunden werden müssen 
– dies nicht zuletzt, weil in den Bü-
ros unseres Landes auch sehr viele 
Pendler arbeiten. Die Unabhängigen 
werden sich für entsprechende Lö-
sungen einsetzen.  
Aufträge, insbesondere staatliche, 
sollen möglichst im Land vergeben 
werden. Liechtenstein beschäftigt 
ebenso viele Menschen, wie es Ein-
wohner zählt. Ist das ein (wirtschaft-
lich) gesundes Verhältnis? Und wie 
sieht dieses Verhältnis im Vergleich 
zu den Aufträgen aus, die ins Aus-
land vergeben werden?
Die Regierung soll auch eine Studie 
erstellen, wie es in unseren Mittel- 
bis Grossbetrieben um das Verhält-
nis zwischen geschaffenen Arbeits-
plätzen und Steuersubstrat steht.
Liechtenstein ist Mitglied im EWR, 
in der UNO, der WTO und anderen 

internationalen Organisationen und 
habe deshalb viele hoheitliche Auf-
gaben zu erfüllen. Damit wird die 
Grösse des Staatsapparates begrün-
det. Hier stellt sich die Frage: Müs-
sen wir überall dabei sein, verschaf-
fen wir uns mit der Übernahme von 
vielen Regulierungen, die nicht un-
bedingt für das Funktionieren unse-
res Staates notwendig sind, eventuell 
unnötige Arbeit und damit zusätzli-
che Stellen? Die Landesverwaltung 
wird immer grösser und ist auf dem 
besten Weg der grösste Arbeitgeber 
in unserem Land zu werden. Wol-
len wir das bzw. können wir uns das 
überhaupt leisten?
In unserer Landesverwaltung arbei-
ten immer mehr Grenzgänger und 
Ausländer, muss das sein? Bei der 
Vergabe von Arbeitsstellen in der 
Landesverwaltung hat Inländervor-
rang zu gelten. Was bringt es unse-
rem Land, wenn es für Pendler und 
Zuzüger immer mehr Arbeitsplätze 
schafft? 
Die staatlichen Unternehmen wie 
Landesbank, LKW, Post, Telekom 
etc. müssen effizienter geführt 
werden. Eine Fokussierung auf die 
Kernkompetenzen bzw. den ser-
vice public ist angezeigt. Oder die 
Regierung sollte sich grundsätzlich 
Gedanken darüber machen, sich 
von sämtlichen staatsnahen Betrie-
ben, die nicht als «Staatsgeschirr» 
bezeichnet werden können, zu tren-
nen. Auf keinen Fall sollte der Staat 
weitere Betriebe (z.B. Malbun-Bah-
nen) übernehmen.

Bildung
Wir stehen zum dualen Bildungs-
weg und sprechen uns klar gegen 
die zunehmende Akademisierung 
der Bildung aus. Der duale Bildungs-
weg kommt nicht nur dem Indivi-
duum, sondern auch der Wirtschaft 
zugute. Es ist eine Fehlentwicklung, 
wenn von Kindergärtnerinnen eine 
Matura verlangt wird. Es ist ebenso 
eine Fehlentwicklung, wenn Schüler 
nach der Matura eine Lehre absol-
vieren. Der Staat sollte konsequen-
terweise mehr in die duale Ausbil-
dung (Schule und Berufslehre) in-
vestieren.
Die oben genannten Fehlentwick-
lungen sind nicht zuletzt darauf 
zurückzuführen, dass das Bildungs-
wesen von einer aufgeblasenen, 
übergrossen Schulbürokratie gelei-
tet wird. Liechtenstein hat sich auf 
weitgehende Schulautonomie ge-
einigt. Im Umkehrschluss bedeutet 
dies, dass das Schulamt stark redu-
ziert oder abgeschafft werden kann 
und soll. 
Die Unabhängigen begrüssen es, 
dass die Universität Liechtenstein 
ihr Bildungsangebot in den letzten 
Jahren verstärkt auf die Bedürfnisse 
des Liechtensteiner Arbeitsmarktes 

ausgerichtet hat. Wie die hohe An-
zahl von Studenten aus dem Aus-
land bestätigt, ist das Studienange-
bot der Universität trotzdem weit 
über unser Land hinaus attraktiv.

Soziales und Gesundheit
Unsere Gesundheit ist ein hohes 
Gut. Sie darf dementsprechend 
auch etwas kosten. Man darf wohl 
sagen, dass wir alle bereit sind, recht 
viel für unsere Gesundheit auszu-
geben. Das sieht man alleine schon 
daran, wie viele Liechtensteinerin-
nen und Liechtensteiner privat ver-
sichert sind. 
Die Gesundheit ist nicht zuletzt des-
halb ein lukratives Geschäft. Sehr 
gerne, allzu gerne nehmen wir die 
«Angebote der Gesundheitsindus-
trie» an. Es verwundert nicht, dass 
umgekehrt die Leistungserbringer 
versuchen möglichst viele «Gesund-
heitsdienstleistungen» zu «verkau-
fen». Neuangebote wie die Klinik in 
Gaflei kommen sofort gut an.
Dieses Konsumverhalten im Bereich 
Gesundheit treibt aber die Kosten 
in die Höhe. Schon bald wird jeder 
Liechtensteiner ein ganzes Monats-
gehalt für die Krankenkassenprämie 
ausgeben. Die Kosten für die Kran-
kenkasse drohen unbezahlbar zu 
werden. 
Die Unabhängigen wollen ein her-
vorragendes Gesundheitssystem, das 
gleichermassen auf Eigenverantwor-
tung und Solidarität aufbaut. 
Im Gesundheitswesen (ambulante 
und stationäre Behandlungen) be-
steht eine Umverteilung von Reich 
zu Arm, rund CHF 70 Mio. werden 
über Steuern finanziert. Die Hoch-
kostenversicherung (also die Versi-
cherung für sehr kostspielige medi-
zinische Eingriffe) wird grösstenteils 
aus Steuern finanziert: Etwa 1 % der 
Steuerzahler finanzieren 50% der 
Gesundheitskosten.
AHV und Krankenkassen sind So-
zialleistungen im Umlageverfah-
ren. Vereinfacht gesagt, zahlen die 
jungen Leute ein, damit diese Leis-
tungen für die ältere Generation er-
bracht werden können. Das ist rich-
tig so. Die Überalterung verursacht 
aber hohe Kosten.
Die Familienpolitik hat diesem 
Umstand gerecht zu werden. Die 
öffentliche Hand soll die jüngere 
Generation, vor allem Familien da-
bei unterstützen, die sozialen Ein-
richtungen wirtschaftlich in Schuss 
zu halten, so dass der Generationen-
vertrag auch in Zukunft eingehalten 
und umgesetzt werden kann.
Die Unabhängigen setzen sich dafür 
ein, dass die AHV auch in Zukunft 
für alle gesichert ist. Allgemein müs-
sen wir zu unseren sozialen Instituti-
onen wie die AHV Sorge tragen und 
sicherstellen, dass sie auch unseren 
Urenkeln zur Verfügung stehen. 

AHV 

g g
AHV 

e AHV 

jaha
Hervorheben


